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 Bericht
 des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)
 gemäß §  96 der Geschäftsordnung

 zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
 – Drucksachen 17/4978, 17/5509 –

 Entwurf eines Gesetzes zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit
 in Europa und zur Änderung anderer Gesetze
 Bericht der Abgeordneten Bettina Hagedorn, Norbert Barthle, Dr. Claudia Winterstein,
 Dr. Gesine Lötzsch und Priska Hinz (Herborn)
 Die  Verordnungen  (EWG)  Nr.  1408/71  und  574/72,  welche
 die  Koordinierung  der  Systeme  der  sozialen  Sicherheit  in-
 nerhalb  der  Europäischen  Union  regeln,  sind  seit  dem
 1.  Mai  2010  durch  die  Verordnungen  (EG)  Nr.  883/2004
 und  987/2009  abgelöst  worden.  Aufgrund  der  Ablösung  der
 bisherigen  Verordnungen  ist  mit  dem  Gesetzentwurf  beab-
 sichtigt,  entsprechende  Veränderungen  von  Regelungen  im
 Sozialgesetzbuch  und  anderen  Gesetzen  sowie  der  darin
 enthaltenen Verweisungen vorzunehmen.

 Die  finanziellen  Auswirkungen  des  Gesetzentwurfs  auf  die
 öffentlichen Haushalte stellen sich wie folgt dar:

 1.  Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Keine unmittelbaren Kosten.

 2.  Vollzugsaufwand

 Die  Einbeziehung  ausländischer  Renten  in  die  Beitrags-
 pflicht  zur  Kranken-  und  Pflegeversicherung  der  Rentner
 führt  zu  geringfügigen  Mehreinnahmen  der  gesetzlichen
 Kranken- und Pflegeversicherung.

 Insbesondere  durch  die  Einführung  des  elektronischen  Da-
 tenaustauschs  wird  mit  Mehrausgaben  bei  den  zuständigen
 Leistungsträgern  (gesetzliche  Krankenversicherung,  gesetz-

 liche  Unfallversicherung,  gesetzliche  Rentenversicherung,
 Bundesagentur  für  Arbeit,  örtliche  Familienkassen  und
 örtliche  Elterngeldstellen)  sowie  den  Verbindungsstellen  ge-
 rechnet,  die  sich  in  den  Jahren  2011  und  2012,  in  denen  die
 benötigte  Software  entwickelt  wird,  schätzungsweise  auf
 rund  2  bis  3  Mio.  Euro  und  in  den  Folgejahren  auf  ca.
 1  Mio.  Euro  belaufen  werden.  Sich  hieraus  ergebende
 Mehrbelastungen  für  den  Bundeshaushalt  werden  in  den
 jeweiligen  Einzelplänen  im  Rahmen  der  bestehenden
 Ansätze  aufgefangen.  Den  Mehraufwendungen  stehen  Effi-
 zienzzuwächse  in  der  Zusammenarbeit  zwischen  den  inlän-
 dischen und den ausländischen Stellen gegenüber.

 Sonstige Kosten

 Für  die  Wirtschaft,  insbesondere  für  kleine  und  mittlere  Un-
 ternehmen, entstehen keine Kosten.

 Auswirkungen  auf  Einzelpreise  und  auf  das  allgemeine
 Preisniveau,  insbesondere  auf  das  Verbraucherpreisniveau,
 sind nicht zu erwarten.

 Bürokratiekosten

 Für  Bürgerinnen  und  Bürger  werden  durch  das  Gesetz  keine
 Informationspflichten  eingeführt,  geändert  oder  aufgehoben.



Drucksache 17/5513 – 2 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
Für  Unternehmen  wird  durch  das  Gesetz  eine  neue  Informa-
 tionspflicht  eingeführt.  Sie  müssen  der  Bundesagentur  für
 Arbeit  im  Fall  der  Arbeitslosigkeit  ehemaliger  beschäftigter
 Grenzgänger  und  anderer  Personen,  die  im  Ausland  Leis-
 tungen  bei  Arbeitslosigkeit  beantragen  wollen,  die  für  deren
 Leistungsanspruch  maßgeblichen  Tatsachen  mitteilen.  Die
 den  Unternehmen  dadurch  entstehenden  Mehraufwen-
 dungen  belaufen  sich  im  Jahr  auf  schätzungsweise  rund
 1,5  Mio.  Euro.  Es  werden  für  die  Unternehmen  keine
 Informationspflichten geändert oder abgeschafft.

 Für  die  Verwaltung  wird  eine  Meldepflicht  neu  eingeführt.
 Da  die  vorgesehene  Übermittlung  der  in  den  Entsendebe-

 scheinigungen  enthaltenen  Daten  in  einem  automatisierten
 Verfahren  über  den  GKV-Spitzenverband,  Deutsche  Verbin-
 dungsstelle  Krankenversicherung  –  Ausland  erfolgt,  wird
 sich der Mehraufwand in überschaubaren Grenzen halten.

 Der  Haushaltsausschuss  hält  den  Gesetzentwurf  einver-
 nehmlich  für  mit  der  Haushaltslage  des  Bundes  vereinbar.

 Die  Finanzplanung  des  Bundes  für  die  Folgejahre  ist  ent-
 sprechend fortzuschreiben.

 Dieser  Bericht  beruht  auf  der  vom  federführenden  Aus-
 schuss  für  Arbeit  und  Soziales  vorgelegten  Beschlussemp-
 fehlung.
 Berlin, den 13. April 2011
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